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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir freuen uns im neuen Newsletter über die Arbeiten des Vorstandes und der Geschäfts-
stelle berichten zu dürfen. 
 
Es erwartet sie ein kurzer Bericht über die neusten Entwicklungen des VVG-Katalogs sowie 
aktuelle Neuigkeiten aus der politischen Arbeit der FMCH. 
 
Es ist uns ein besonderes Anliegen, dass die Basis weiss, welche Aktivitäten die FMCH ver-

folgt. Deshalb ist es wichtig, dass dieser Newsletter auch an die Mitglieder Ihrer Fachgesell-

schaft weitergeleitet wird. 

 
Zusätzlich können sie auf unserer LinkedIn-Präsenz die Arbeit der FMCH verfolgen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Das Team der Geschäftsstelle 
 
 
 
  

https://www.linkedin.com/company/fmch-foederatio-medicorum-chirurgicorum-helvetica/
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Aktueller Stand VVG – Update und SAEZ Artikel 
     

 
Mitte März erfolgt die Publikation des SAEZ-Artikels, zeitgleich wird die FMCH öffentlich 
kommunizieren, wie sie dafür sorgt, dass Ärztinnen und Ärzte unter den neuen Gegebenhei-
ten mit dem VVG ihre Leistungen korrekt ausweisen und sich vertraglich entsprechend absi-
chern können. Der Artikel wird zudem in der Competence, der führenden Fachzeitschrift der 
Schweizer Spital- und Klinikbranche. 
 
 
 
 

Aktuelles aus dem Politik-Ausschuss 
     

 
Der Politik-Ausschuss traf sich im Januar zur konstituierenden, ersten Arbeits-Sitzung. Die 
Arbeitsgruppenmitglieder Dr. med. Thomas Eggimann, Dr. med. Stephan Heinz, Prof. Dr. 
med. Michael Ganter, Dr. med. Antoine Meyer und Prof. Dr. Michele Genoni werden sich 
inskünftig acht Mal jährlich treffen.  
 
Die Arbeitsgruppe rollte priorisiert die wichtigsten aktuellen gesundheitspolitischen Fragen 
auf. Basierend auf einem politischen Monitoring diskutierte sie aktuelle parlamentarische 
Vorstösse sowie die relevanten gesundheitspolitischen Dossiers, welche seitens Gesund-
heitsdepartement ins Parlament gegeben werden – und die im Jahr 2023 und darüber hinaus 
in der neuen, vierjährigen Legislatur anstehen werden.  
Dazu gehören z.B. die Umsetzung des Kostendämpfungspaket 1b, die Vernehmlassung zur 
Revision des Bundesgesetzes über das elektronische Patientendossier (EPDG) oder die Bot-
schaft digitale Transformation im Gesundheitswesen. Vor allem aber wird das im Herbst zu 
wählende, neue Parlament sich in den kommenden Jahren auch mit dem Kostendämpfungs-
paket 2 auseinandersetzen. Zudem tauschte sich der Politik-Ausschuss zu grundsätzlich zent-
ralen Themen für die FMCH aus: Zielkonflikt zwischen Datenschutzgesetz und Qualitätssiche-
rung, Zentralisierungsbestrebungen in der hochspezialisierten Medizin (HSM), allgemeine 
Regulierungsbestrebungen im Gesundheitswesen sowie die Aus- und Weiterbildung von 
Spezialärztinnen und -ärzte. 
 
Um gesundheitspolitische Anliegen möglichst direkt an die relevanten Politikerinnen und 
Politiker zu tragen, beschloss der Politik-Ausschuss an seiner Sitzung, zeitnah ein Schreiben 
an die beiden Gesundheitskommissionen (SGK-N und SGK-S) zu richten, mit Blick auf die im 
Februar 2023 stattfindenden Kommissionssitzungen. Die FMCH erläutert darin ihre Haltung 
zu aktuellen Vorstössen und Geschäften: Der Ausschuss äusserte sich zur Pa. Iv. 22.431 
«Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeitspflicht bei nachgewiesener Unterversorgung» 
(Reaktion auf Zulassungsstopp), zur Pa. Iv. 17.480 «Gebühr für Bagatellfälle in der Spitalnot-
aufnahme» sowie zur Mo. 20.3770 «Einführung eines E-Rezepts». 
 
Die politische Arbeit des Ausschusses ist mit engagierten Teilnehmern und fachlich höchst 
wertvollem Input gestartet. Wir bauen diese Arbeit in den kommenden Monaten auf – und 
aus. 
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Fokus Zulassungsstopp 
     

 
Erstmals liegt eine nationale, verbindliche Gesetzesbasis zur Einführung eines Zulassungs-
stopps vor. Die Kantone sollen hierzu regionale Versorgungsgrade beachten, welche von den 
Bundesbehörden definiert wurden – und sind angehalten, per 1. Juli 2023 die allfällige Um-
setzung der neuen Bestimmungen in ihren Regionen sicherzustellen. 
 
Wir betonen weiterhin: Die Kantone sollen diesbezügliche Entscheide mit Augenmass und 
höchster Vorsicht fällen. Die Einführung von Höchstzahlen, wie dies im Kanton Zürich ange-
dacht ist, etwa würde dazu führen, dass junge Medizinerinnen und Mediziner gar nicht ins 
Berufsleben eintreten können. Dies wäre vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels, der 
auch im medizinischen Bereich immer gravierendere Ausmasse annimmt, höchst wider-
sprüchlich und es würde das gute Schweizer Gesundheitswesen qualitativ empfindlich ver-
schlechtern. Mittel- bis langfristig würden Studierende davon abgehalten, den Arztberuf zu 
ergreifen. Das gilt es zwingend zu verhindern. Mögliche Zulassungsbeschränkungen müssen 
auf validen Daten beruhen, sie dürfen nicht erfolgen, wenn damit die Sicherheit und Qualität 
der Versorgung gefährdet wird und sie dürfen die Aus- und Weiterbildung von Ärztinnen und 
Ärzten nicht beeinträchtigen. 
 
 
 


